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Schleifarbeiten anden
Gleisen der Linie 2

¥ Mitte/Heepen. Auf der
Stadtbahn-Linie 2 zwischen
den Haltestellen Milse und
Schüco werden von heute an
bis Montag, 22. März, Schleif-
arbeiten durchgeführt. Betrof-
fen sind beide Fahrtrichtun-
gen. Die Arbeiten dienen da-
zu, den Geräuschpegel zu sen-
ken, wenn Stadtbahnen zu-
künftig diesen Bereich passie-
ren. Ein Schienenschleifwagen
arbeitet die Strecke dabei Stück
für Stück ab. Um den Stadt-
bahnverkehr nicht zu beein-
trächtigen, werden die Schleif-
arbeiten in den Nachtstun-
den, jeweils von 0 bis 6 Uhr,
vorgenommen. Beeinträchti-
gungen durch Lärm können
nicht ausgeschlossen werden.

WoBielefeld noch Baugebiete zulassen will
Der Rat wird heute mit rot-grün-roter Mehrheit fast 500 Hektar Siedlungspotenzial aus Stellungnahme zum Regionalplan streichen.
Das soll Grünzüge, Kleingärten und Grabeland schützen – aber Platz für Wohnen und Gewerbe lassen. Doch daran gibt es Zweifel.

Joachim Uthmann

¥ Bielefeld. Bielefeld wächst.
Doch Fläche ist knapp. Wo
können künftig noch Wohn-
häuser gebaut, wo kann Ge-
werbe angesiedelt werden? Die
Richtung wird der neue Re-
gionalplan vorgeben, der eine
Perspektive bis 2040 aufzeigen
soll. Vor 2023 ist nicht mit ihm
zu rechnen. Doch die Stadt
muss jetzt die Weichen dafür
stellen. Die neue rot-grün-ro-
teMehrheit imRatwilldadeut-
lich engere Grenzen ziehen.
Fast 500 Hektar(rund700 Fuß-
ballfelder) will sie streichen.
Das löst Kritik aus.

Der Regionalplan setzt kein
Baurecht – er beschreibt den
Rahmen, in dem die Stadt
WohngebieteoderGewerbeer-
lauben könnte. In dem Ent-
wurf sind so mehr als 1.300
Hektar (rund 1.800 Fußball-
felder) enthalten. Doch sie gel-
ten erstmal nur als Option. Als
wirklichen Bedarf für Biele-
feld werden aber nur 385 Hekt-
ar für Wohnen und 300 Hekt-
ar für Wirtschaft anerkannt.
Bielefeld geht von einem Be-
völkerungswachstum bis 2040
von zwei Prozent aus.

„Dafür brauchen wir Spiel-
raum“, sagen die städtischen
Experten. Und den soll der Re-
gionalplan über „Vorratsflä-
chen“ zulassen. Nimmt man
aber die 1.300 Hektar, gäbe es
erhebliche Einschnitte in Na-
tur, Grün und Äcker. Schon die
Verwaltung rät, Flächen her-
auszunehmen. SPD, Grüne
und Linke wollen aber noch
mehr streichen.
´ Poggenpohl: Nördlich des
Hochschulcampus Nord mit
der Fachhochschule könnte ein
Wohngebiet für bis zu 10.000
Menschen Richtung Baben-
hausen entstehen. Doch Rot-
Grün-Rot will den großen Frei-
raum mit dem Babenhauser
Bach schützen. Übrig bleiben
für Bebauung sollen Randflä-
chen am Campus Nord sowie
ein 2,5 Hektar breiter Streifen
an der Babenhauser Straße.
´ Untersee: Ein zweiter Stau-
see des Johannesbachs steht
immer noch im alten Regio-
nalplan. Das Projekt, das mal
bis zu 90 Hektar groß werden
sollte, wird gestrichen. Der Rat
hattesobereitsvotiert.DieFDP
beantragte, die Option offen zu

halten. Doch die Mehrheit
lehnt das ab.
´ Grünzüge: Wie weit dürfen
Bauvorhaben in das einzigarti-
ge Bielefelder Grünzugsystem
eingreifen? Hier hatte es im-
mer wieder Konflikte gege-
ben. Rot-Grün-Rot sagt: In-
nerstädtische Grünzüge, Bach-
läufe, Kleingärten und Grabe-
land sind grundsätzlich zu
schützen und nicht für Sied-
lungsraum auszuweisen. Klei-
ne Ausnahmen gibt es aber.
´ Stadtbezirke: An mehreren
Stellen wird der Rat neue Bau-
gebiete ablehnen, etwa am Kö-
ckerhof in Jöllenbeck, südlich
der Milser Straße in Heepen
oder der Wilhelmsdorfer Stra-
ße in Senne. Frei bleiben soll
auch die Fläche am ZiF ober-
halb der Uni und der Wer-
therstraße. Bei landwirtschaft-

lichen Flächen sollen nicht nur
hochwertige gesichert werden.
´ Verkehr: Die Trasse der
B 66n entlang der Bahnlinie
nach Lippe möchte Rot-Grün-

Rot aus dem Regionalplan can-
celn, weil sie andere Nutzun-
gen behindert. Problem hier ist
aber, dass sie noch im Bun-
desfernstraßenplan steht. Sven

Frischemeier (SPD): „Da soll
sie möglichst schnell raus.“
Rein sollen dafür das Radver-
kehrsnetz OWL als eigene Kar-
te, Projekte des Nahverkehrs-
plans, Verlängerungen des
Stadtbahnnetzes, Bahnhalte-
stellen und -anschlüsse sowie
ein Ersatzgüterumschlagplatz.
´ Wohnen: Weil Wohnungs-
bau und die Baulandstrategie
nicht abgewürgt werden sol-
len, ergänzt die Stadt ihre Stel-
lungnahme um das Bielefel-
der Baulandprogramm mit
mehr als einem Dutzend klei-
ner potenzieller Gebiete.

SPD, Grüne und Linke mei-
nen, so „ein ausgewogenesVer-
hältnis“ zwischen Spielraum
für Bauland und Gewerbe, Be-
rücksichtigung der Stadtbezir-
ke sowie Sicherung der Um-
welt-, Klima- und Naherho-

lungsbelange gefunden zu ha-
ben, wie Frischemeier betont.
Daniela Kloss (Grüne): „Wir
schaffen Fläche für Wohnen
und Gewerbe, räumen Klima-
und Naturschutz aber eine be-
sonders hohe Priorität ein.“

Das stört CDU und FDP.
„Sie verschließen die Augen für
den Bedarf des wachsenden
Oberzentrums“, hält Simon
Lange (CDU) der Mehrheit
vor. Er vermisst Perspektiven
für Hochschulen, Wirtschaft
und Bekämpfung des Woh-
nungsmangels. Reiner Seifert
(FDP): „Wir brauchen Op-
tionsflächen, sollten uns nicht
freiwillig in Not bringen.“

Umwelt- und Stadtentwick-
lungsausschuss stimmten in
einer Sondersitzung mit rot-
grün-roter Mehrheit zu. Dem
wird der Rat heute folgen.

Auf der großen Freifläche nördlich des Campus Nord soll kein gro-
ßes Wohngebiet für 10.000 Menschen entstehen. FOTO: DETLEF WITTIG

Die Trasse der B 66n entlang der Bahnlinie nach Lippe soll gestri-
chen werden. Doch so einfach ist das nicht. FOTO: DETLEF WITTIG

Der Untersee in der Johannisbachaue, den der Rat schon abgelehnt
hat, soll auch raus aus dem Regionalplan. FOTO: DETLEF WITTIG

Für neue Baugebiete wie Hollensiek in Babenhausen soll es weitere Flä-
chen geben, aber weniger als Kritiker wünschen. FOTO: ANDREAS ZOBE

Infos und Hilfe
´ Für die Umweltverbän-
de und den Naturschutz-
beirat schränkt der Regio-
nalplanentwurf Natur und
Landschaft zu sehr ein. Er
werde den Zielen Klima
schützen, Flächenver-
brauch eindämmen, Res-
sourcen schonen und Ar-
tenschutz nicht gerecht,
verfehle das dringend not-
wendige Umsteuern zu flä-
chensparender Siedlungs-
entwicklung. Kritisiert
wird, dass der Plan durch

unterschiedliche Begriffe
und Unklarheiten die
Orientierung erschwere.
Der BUND informiert
deshalb ein zweites Mal
bei einem Online-Zoom-
Meeting über den Plan.
Beginn ist am Freitag, 19.
März, um 18.30 Uhr. Info:
www.bund-bielefeld.de
´ Bis Ende März können
Bürger und Verbände bei
der Bezirksregierung Det-
mold noch Einwendungen
zum Entwurf machen.

Sorgen der
Kleingärtner

¥ Schildesche. DasKürzelASB
schreckt Kleingärtner und
Grabeländler. Es bedeutet im
Regionalplan allgemeine Sied-
lungsgebiete. Und die reichen
teils in das Grünnetz mit ihren
Parzellen. Deshalb ist bei vie-
len die Sorge groß, diese zu ver-
lieren. Die Ratsmehrheit will
ASB in den Grünzügen, Klein-
gartenanlagen und Grabelän-
dern ausschließen – lässt aber
an einigen Stellen Lücken.

In Schildesche rund um Bir-
kenhain (Koblenzer Straße),
Gellershagenpark und Wester-
feldstraße (Bultkamp) sam-
meln Betroffene deshalb
Unterschriften. Dazu nahm
Schildesches Bezirksbürger-
meister Martin Sauer (Grüne)
Stellung: Bei Birkenhain und
Gellershagenpark gebe es nach
Beschluss der Bezirksvertre-
tung keine Einschränkungen
wie für den Grünzug bis Uni-
versität und Bültmannshof:
„Hier sind die Sorgen unbe-
rechtigt!“ Anders sei es aller-
dings beim Grabeland an der
Westerfeldstraße, von dem
„eine relativ kleine Fläche“
unterhalb der Siedlung Sta-
pelbredeals ASBfestgelegtwer-
de – als Notreserve für Wohn-
bebauung. Luftschneise und
Naturschutz müssten aber be-
rücksichtigt werden.

Gedenkort für
Rassismus-Opfer
auf Kesselbrink

¥ Bielefeld (aut). Um auf die
Opfer von Rassismus und
Rechtsextremismus aufmerk-
samzumachen,schlägteineIn-
itiative aus drei Dutzend Grup-
pen aus dem linken und reli-
giösen Spektrum einen Ge-
denkort auf dem Kesselbrink
vor. SPD, Grüne, Linke, Die
Partei und LiB schließen sich
dem an und stellen heute im
Stadtrat einen Antrag, dass der
Rat die Initiative unterstützen
solle. Insbesondere gehe es um
die Opfer des rassistischen Ter-
roranschlags am 19. Februar
2020 in Hanau, bei dem neun
Menschen ums Leben kamen.

Auf dem Kesselbrink soll der
Gedenkort unter Beteiligung
des Integrationsrates gestaltet
und die Namenstafel erhalten
werden. In Hanau seien un-
schuldige Menschen durch
einen rassistischen Täter grau-
sam aus dem Leben gerissen
worden, heißt es in der Be-
gründung. Seit 1990 seien in
Deutschland mindestens 213
Menschen aus rassistischen
und rechtsextremistischen
Motiven getötet worden. Zu
den Initiatoren des Gedenk-
orts zählen u. a. Antifa-Grup-
pen, Studentenvertretungen,
Frauengruppen, Grüne Ju-
gend, IBZ, Jusos, Jüdische
Hochschulgruppe, Bündnis
gegen Rechts und Falken.

Parkhaus statt sozialerWohnungsbau an der Rosenhöhe?
Brackweder entwickelt Idee für die 12.000 Quadratmeter große städtische Brachfläche.

¥ Brackwede (SL). Sozialer
Wohnungsbau oder eine Kin-
dertagesstätte – das waren oder
sind Ideen für die Bebauung
der städtischen Brache an der
Rosenhöhe. Nun ist ein neuer
Vorschlag hinzugekommen:
ein Parkhaus. Der Brackweder
Augenarzt Klaus-Jörg Otto hält
diese Alternative für sinnvoll,
um den Parkdruck insbeson-
dere durch die Fahrschüler des
Campus’ Rosenhöhe auf die
Nachbarschaft zu verringern.

Dass die Berufskollegs in
BrackwedeihrProgrammstän-
dig ausweiten sei einerseits eine
gute Sache, andererseits führe
es dazu, dass die Schülerinnen
und Schüler von immer wei-
ter weg nach Brackwede kä-
men und kaum eine Alterna-
tive zum eigenen Auto hätten.
Dazu komme der Parkplatz-
bedarf des Klinikums Rosen-
höhe sowie des AWO-Senio-
renzentrums.

Otto schlägt daher der Be-
zirksvertretung Brackwede
vor, den Parkplatzbedarf mit
einem „schönen Parkhaus“ zu
decken – oder, „wenn dafür
kein Geld vorhanden ist, zu-
mindest eine Parkfläche be-
reitzuhalten“. Durch zusätzli-

che Stellplätze würden auch die
Nebenstraßen, wie Lehar- oder
Johann-Strauß-Straße, weni-
ger zugeparkt und damit auch
die Rettungswege womöglich
blockiert. Auch der Parkstrei-
fen am evangelischen Fried-
hof, dessen zeitliche Park-
höchstdauer ständig unterlau-
fen werde, könne damit ent-
lastet werden, schreibt Klaus-
Jörg Otto in seiner Bürgeran-
regung.

»Wir warten auf ein
städtebauliches
Konzept«

Der städtische Immobilien-
servicebetrieb (ISB), dem das
Grundstück an der Brackwe-
der Straße gehört, sieht indes
weiterhin vorrangig sozialen
Wohnungsbau auf dem Ge-
lände. So ist jedenfalls der
Kenntnisstand von Arne Stein-
riede, Abteilungsleiter Planen
und Bauen (West) im Bau-
amt. „Wir warten auf ein städ-
tebauliches Konzept, das so-
zialen Wohnungsbau beinhal-
tet.“ Eine städtische Tochter-
gesellschaft habe grob vorge-
stellt, wohin die Reise gehen

könnte. Aber bis heute sei noch
kein konkreter Vorschlag ge-
kommen, der in einen vorha-
benbezogenen Bebauungsplan
für das Gelände an der Brack-
weder Straße münden könnte.

Dassdieser jedochkeineent-
fernte Zukunftsmusik ist, liest
sich aus der Antwort der Be-
zirksvertretung (BZV) an
Klaus-Jörg Otto. Ihm wird
empfohlen, seine Anregung in
dem „in absehbarer Zeit ein-
zuleitenden Bebauungsplan-
verfahren vorzubringen“.
Ganz unabhängig davon, wer-
de sich die BZV aber mit der
Parknot rund um die Rosen-
höhe beschäftigen und sich von
der Verwaltung geeignete
Standorte zum Parken vor-
schlagen lassen.

Seit fünf Jahren versucht die
Stadt im Prinzip sozialen
Wohnraum auf dem Grund-
stück gegenüber der Stadt-
bahnhaltestelle „Rosenhöhe“
zu schaffen. Im ersten Anlauf
ist sie krachend gescheitert, da
Nachbarn mit Klagen und wei-
teren Klageandrohungen
gegen die bereits geplanten
Projekte zu Felde gezogen wa-
ren. Auf dem 12.000 Quadrat-
meter großen Grundstück soll-

ten in zwei Baufenstern zwei
unterschiedlich gestaltete Ge-
bäude mit insgesamt 40 Wohn-
einheiten entstehen.

Im Dezember 2019 hatte das
Bauamt der Bezirksvertretung
mitgeteilt, dass ein nunmehr
privater Investor Gespräche
mit den Nachbarn aufgenom-
men habe, die sich ebenfalls
„als schwierig und langwierig
erwiesen“ hätten. Allerdings sei
man mittlerweile soweit ge-
diehen, dass ein Planungsbü-
ro beauftragt werden könne,

das die Unterlagen für den Be-
bauungsplan erstellt und das
Projekt danach entsprechend
fortgesetzt werden könne. Öf-
fentlich wurde bisher nichts.
Das bereits gerodete Gelände
wächst langsam wieder zu.

Sollte nun beispielsweise die
BGW ihr Glück versuchen,
müsste aber auch diese mit den
Nachbarn Einvernehmen her-
stellen. Für die technische Ver-
und Entsorgung brauche es
immer die Leitungsrechte, er-
klärt Arnd Steinriede.

Berufsschulen und Klinikum fehlen Parkplätze. Warum also nicht
an der Brackweder Straße ein Parkhaus bauen? FOTO: ANDREAS ZOBE

Emmaus-Gemeinde
feiert Gottesdienste

¥ Senne. Die Emmaus-Ge-
meinde in Senne feiert ab
Sonntag, 21. März, wieder Got-
tesdienste. Los geht’s um 10
Uhr in der Friedenskirche.
Auch weiterhin gibt es den
wöchentlichen Impuls zum
Sonntag.

Gottesdienste in
Brackwede fallen aus
¥ Brackwede. Die Gottes-
dienste in der Brackweder
Bartholomäuskirche entfallen
bis auf Weiteres. Die Kirche
bleibt aber montags bis frei-
tags von 16 bis 18 Uhr und
sonntags von 10 bis 11 Uhr zur
stillen Einkehr geöffnet. Am
Gründonnerstag ist die Kirche
von 18 bis 19 Uhr, am Kar-
samstag von 10 bis 11 sowie
17 bis 18 Uhr geöffnet.

Schonwieder
rammt Bahn
einen Pkw

¥ Schildesche (jüm). An der
Beckhausstraße ist es zum
zweiten Mal in dieser Woche
zu einem Zusammenstoß zwi-
schen einer Straßenbahn und
einem Pkw gekommen. Höhe
der Straße „Meierfeld“ kolli-
dierte am Mittwochmittag eine
Bahn der Linie 1 mit einem VW
Touran.

Der 49-jährige Autofahrer
beabsichtigte, gegen 14.55 Uhr
von der Beckhausstraße nach
links auf ein Grundstück ab-
zubiegen. Dabei übersah er die
herannahende Stadtbahn, die
in Richtung Schildesche unter-
wegs war. Im Schienenbereich
kam es zum Zusammenstoß.
Dabei wurde die Stadtbahn
vorne rechts an der Schürze be-
schädigt. Der Pkw wurde vor-
ne links so massiv eingedellt,
dass sich die Fahrertür nicht
mehr öffnen ließ und der Fah-
rer sein Auto nur noch durch
die Beifahrertür verlassen
konnte. Er blieb unverletzt. Die
25-jährige Bahnfahrerin erlitt
einen leichten Schock. Erst am
Montag gab es Höhe Decius-
straße den Zusammenstoß
eines Pkw mit der Stadtbahn.


